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Aufenthaltsrecht 
Aufenthaltsrechtliche Auswirkungen des Brexit auf in Deutschland lebende britische 
Staatsangehörige 
 
 
Großbritannien tritt mit Ablauf des 29.03.2019 aus der Europäischen Union (EU) aus. 

Sollte bis dahin das zwischen den Verhandlungsführern der britischen Regierung und der EU-Kom-
mission ausgehandelte Austrittsabkommen nicht in Kraft treten oder keine Verschiebung des Aus-
trittstermins vereinbart werden, würde der ungeregelte Brexit („No-Deal-Szenario“) am 29.03.2019 
eintreten. 

Für die in Deutschland lebenden und bislang freizügigkeitsberechtigten britischen Staatsangehöri-
gen würde dies bedeuten, dass sie mit Ablauf des 29.03.2019 ihre Freizügigkeitsberechtigung als 
EU-Bürger verlieren und „über Nacht“ zu Drittstaatsangehörigen werden. 

Das Bundesministerium des Innern für Bau und Heimat (BMI) beabsichtigt für den Fall eines unge-
regelten Brexit den Erlass einer Ministerverordnung zur Änderung der AufenthV, mit der die Aufent-
haltstitelpflicht für Briten für drei Monate (bis zum 30.06.2019) ausgesetzt wird. Ob eine Verlänge-
rung erfolgt, ist noch offen. Ebenfalls noch offen ist, ob das Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales die Liste privilegierter Staaten in § 26 Abs. 1 BeschV um Großbritannien ergänzt.  

Das BMI erwägt, in § 101 AufenthG eine Überleitungsregelung mit dem sinngemäßen Inhalt zu 
schaffen, dass ein nach Maßgabe des Freizügigkeitsrechts erteilter befristeter Titel als (befristete) 
Aufenthaltserlaubnis und ein nach Freizügigkeitsrecht erteilter unbefristeter Titel als Niederlas-
sungserlaubnis fortgilt. Alternativ könnte das BMI durch andere Vorgaben (Länderrundschreiben, 
Anwendungshinweise) festlegen, dass bestimmte Anforderungen des AufenthG bei diesem Perso-
nenkreis als erfüllt anzusehen sind.  

Bearbeitet von Werner Ibendahl 

E-Mail: werner.ibendahl@mi.niedersachsen.de 

http://www.mi.niedersachsen.de/
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Ziel ist, dass  

 alle sich am 29.03.2019 in Deutschland aufhaltenden freizügigkeitsberechtigten „Bestands-
Briten“, die sich seit weniger als fünf Jahren hier aufhalten, eine befristete Aufenthaltser-
laubnis als Drittstaatsangehörige nach Maßgabe des AufenthG erhalten, 

 alle sich am 29.03.2019 in Deutschland aufhaltenden freizügigkeitsberechtigten „Bestands-
Briten“, die sich seit mindestens fünf Jahren hier aufhalten, eine Niederlassungserlaubnis 
als Drittstaatsangehörige nach Maßgabe des AufenthG erhalten, und 

 alle nach dem 29.03.2019 einreisenden Briten als Drittstaatsangehörige uneingeschränkt 
dem AufenthG unterliegen. 

Das BMI fordert auf seiner Homepage alle Betroffenen auf, bis zum Ablauf der Übergangszeit 
(30.06.2019) einen Antrag auf ihren späteren Aufenthaltstitel bei der zuständigen Ausländerbe-
hörde zu stellen und sich, sofern noch nicht geschehen, bei der für ihren Wohnort zuständigen Mel-
debehörde anzumelden. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass der weitere Aufenthalt für die Zeit zwischen der Antrag-
stellung bis zur Entscheidung der Ausländerbehörde als erlaubt gilt und einige Ausländerbehörden 
schon vor dem Austrittsdatum ein freiwilliges Registrierungs- und Antragsverfahren planen. 

Daher bitte ich Sie, 

 entsprechendes Informationsmaterial für den Kreis der noch freizügigkeitsberechtigten briti-
schen Staatsangehörigen vorzuhalten (insbesondere online auf Ihren Homepages, ggf. 
auch durch Verlinkungen auf Seiten des BMI), 

 diesen Personenkreis zu registrieren (dies kann auch durch persönliche Anschreiben er-
reicht werden, aber auch auf andere Weise erfolgen) und 

 zur Überbrückung Fiktionsbescheinigungen nach § 81 Abs. 4 AufenthG auszustellen, die 
jede Erwerbstätigkeit zulassen. 

Ich bitte um Verständnis, dass aufgrund der komplexen Interessenlage und politischen Unabwäg-
barkeiten noch viele Fragen ungeklärt sind. 

Über die weiteren aktuellen Entwicklungen werde ich Sie unverzüglich informieren. 

 

Im Auftrage 

Werner Ibendahl 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurzmeldungen/DE/2018/12/brexit.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurzmeldungen/DE/2018/12/brexit.html

